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Die Wahl, mit Bargeld zu zahlen, muss überall in den verkehrsüblichen Größenordnun-

gen erhalten bleiben!  

 

Die Entwicklung in anderen Ländern lässt erwarten, dass künftig insbesondere in Teilen 5 

des Einzelhandels und der Gastronomie, aber auch bei verbrauchernahen Dienstleis-

tungen nicht mehr mit Bargeld gezahlt werden kann, sondern digitale Bezahlungen ge-

fordert werden. Dem gilt es insbesondere im Interesse vieler älterer Menschen zu be-

gegnen. Der Bürgerschaftsfraktion wird deshalb aufgefordert, die diesbezügliche 

Rechtslage zu klären und – sofern keine rechtliche Pflicht zur Annahme von Bargeld 10 

verankert werden kann – die Möglichkeiten zum Abschluss von Selbstverpflichtungser-

klärungen zur Bargeldannahme mit wichtigen Anbietern und Anbieterverbänden im 

Einzelhandel, der Gastronomie und bei Dienstleistungen auszuloten.  


